
Titelthema 15

ZBW 2-3/2021www.zahnaerzteblatt.de

Kammer Konversation mit Rainer Hinderer MdL, SPD

Selbstverständlich ist die Zahnmedizin  
systemrelevant
Eine Fehlentscheidung sei es gewesen, zunächst die Impfzentren  
in Baden-Württemberg an den Start zu bringen ohne ausreichenden 
Impfstoff zu haben. Besser wäre gewesen, wenn mobile Impfteams 
das zur Verfügung stehende Serum für die Bewohner in Altenpflege-
einrichtungen und das Pflegepersonal verwendet hätten, kritisierte 
Rainer Hinderer im Gespräch mit LZK-Präsident Dr. Torsten Tomppert 
die Strategie der Landesregierung. Wie der gesundheitspolitische 
Sprecher der SPD-Landtagsfraktion die Einordnung der Zahnärzte-
schaft nach der Impfverordnung beurteilt und sich zur anstehenden 
Landtagswahl positioniert, lesen Sie hier.

Dr. Tomppert: Sehen Sie die 
Zahnärztinnen und Zahnärzte 
und ihr Personal entsprechend 
des Risikos und dem berufsbe-
dingt engen Patientenkontakt in 
der richtigen Gruppe eingeordnet 
nach der Impfverordnung?

Rainer Hinderer: Die Priorisierung 
bei der Vergabe des Impfstoffes 
begrüße ich und kann auch die 
Einordnung der Zahnärztinnen 
und Zahnärzte sowie ihres Perso-
nals in der Gruppe mit der zweit-
höchsten Priorität gut nachvollzie-
hen. Natürlich entstehen bei der 
Tätigkeit in Zahnarztpraxen hohe 
Aerosolbelastungen, allerdings 
sind die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter von Zahnarztpraxen auch 
besonders gut in Hygiene ausge-
bildet. Zahnärztinnen und Zahn-
ärzte, die in Schwerpunktpraxen 
zur Behandlung von an COVID-19 
Erkrankten arbeiten, gehören mei-
ner Meinung nach in die Gruppe 
mit der höchsten Priorität – aber 
so lese ich die Impfverordnung 
auch, denn in diesen Praxen liegt 
ein erhöhtes Expositionsrisiko vor.

Wir Zahnmediziner tragen zur 
medizinischen Grundversorgung 
in unserem Land bei. Dies anzuer-
kennen bedeutet für uns, ein deut-
liches Bekenntnis zur Systemrele-
vanz der Zahnmedizin abzugeben. 
Wie beurteilen Sie die Systemre-
levanz der Zahnmedizin?

Selbstverständlich ist die Zahn-
medizin systemrelevant! Dies hat 
für mich nie infrage gestanden.

Die Zahnarztpraxen im Land ha-
ben durch die Coronapandemie 
erhebliche finanzielle Einbußen 
zu beklagen. Dennoch wurde die 
Zahnmedizin als einziger Heil-
beruf nicht bei den staatlichen 
Hilfen berücksichtigt – unter an-
derem mit dem Argument, wir 
könnten es nachholen. Dieses Ar-
gument greift aber nicht.

Das kann ich gut nachvollzie-
hen. Gleichbehandlung muss 
sein. Aktuell bekommen wir von 
vielen Berufsgruppen Rückmel-
dung. Ich befürworte, dass allen 
Arzt- und Zahnarztpraxen, die 
durch die Pandemie finanzielle 
Einbußen hatten und haben und 
dadurch womöglich in ihrer Exis-
tenz bedroht sind, eine finanziel-
le Unterstützung gezahlt wurde. 
Und ich sehe, dass hier eventu-
ell nachgesteuert werden muss, 
wenn die bisherigen Leistungen 
über die gesetzliche Kranken-

versicherung aus dem Rettungs-
schirm nicht ausreichen. Aller-
dings bin ich der Meinung, dass 
das nicht nur die gesetzlich Ver-
sicherten und ihre Arbeitgeber zu 
zahlen haben.

Bei der Verteilung von Schutzaus-
rüstung ist die Zahnärzteschaft 
ebenfalls unzureichend berück-
sichtigt worden durch das Land. 
Nachdem die Körperschaften 
auf eigene Kosten Schutzausrüs-
tung für die Kollegenschaft ange-
schafft haben, haben wir bei der 
Landesregierung um Erstattung 
gebeten, aber schon zwei Mal 
eine Absage erhalten. 2021 wird 
die Schutzausrüstung absehbar 
erneut Mangelware sein.

Natürlich unterstützt meine Par-
tei die Sicherstellung einer aus-
reichenden Menge an persön-
licher Schutzausrüstung – und 
zwar für alle, die im medizini-
schen und pflegerischen Bereich 
tätig sind! Aus diesem Grund sind 
wir auch seit Anfang der Pande-
mie sehr darauf bedacht, dass 
die Landesregierung in Bezug auf 
Beschaffungswege von persönli-
cher Schutzausrüstung, Masken, 
Medikamenten usw. verlässliche 
Verträge mit Lieferanten und zu-
verlässige Regelungen für eine 
Bevorratung trifft. Mehrfach 
haben wir diesbezüglich nach 
konkreten Maßnahmen gefragt. 
Und selbstverständlich treten wir 
auch für eine gesicherte Finan-
zierung von zusätzlich notwendi-
ger und angemessener Schutz-
ausrüstung ein.

Am 14. März 2021 ist Landtags-
wahl in Baden-Württemberg. Uns 
interessiert natürlich besonders 
die Gesundheitspolitik. Wie ist 
Ihre Bewertung der derzeitigen Si-
tuation? An welchen Stellschrau-
ben würden Sie als SPD drehen, 
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im Falle einer Regierungsbeteili-
gung?

Obwohl unser Gesundheitssystem 
sich insgesamt als sehr leistungs-
fähig und robust erweist, muss 
es weiterentwickelt werden und 
wir müssen möglichst schnell an 
verschiedenen gesundheitspoli-
tischen Stellschrauben nachjus-
tieren. Dazu hat die SPD-Land-
tagsfraktion verschiedene Positi-
onspapiere und Leitlinien verab-
schiedet und herausgebracht, vor 
allem für die Themen Kranken-
hausplanung, Pflege und (zahn-)
ärztliche Versorgung auf dem 
Land. Die von uns vorgeschlage-
nen Maßnahmen und dringend 
notwendigen Handlungsschritte 
können Sie dort nachlesen – wich-
tig ist mir, dass wir, sollten wir im 
März Regierungsverantwortung 
übernehmen, schnell die Ärmel 
hochkrempeln und handeln. Viele 
Vorhaben, z. B. zur Verbesserung 
der Situation in der Pflege oder 
bei der sektorenübergreifenden 
Versorgung, liegen schon viel zu 
lange auf Eis; die derzeitige Lan-
desregierung hat vieles verschla-
fen oder verschleppt.

„Das grün-schwarze Landarztge-
setz ist ein Gesetz für die Tonne“. 
Mit diesen Worten bewerten Sie 
das Gesetz der Landesregierung. 
Die SPD hat ein eigenes 7-Punk-
te-Programm für mehr Landärz-
te vorgelegt. Wie will die SPD 
stattdessen junge Mediziner aufs 
Land locken und was kritisieren 
Sie am grün-schwarzen Landarzt-
gesetz genau? Zahnmediziner 
stehen vor den gleichen Heraus-
forderungen wie Mediziner. Des-
halb interessiert uns natürlich, ob 
Ihr 7-Punkte-Programm auch für 
Zahnärzte greift?

Mit meiner ablehnenden Be-
wertung stelle ich mich klar auf 
die Seite der Medizinischen Fa-
kultäten, der Studierenden, der 
Landesärztekammer, der Kas-
senärztlichen Vereinigung und 
des Hausärzteverbandes – ledig-
lich der schwarze Teil der grün-
schwarzen Landesregierung will 
dieses teure, ineffektive, nicht 
zielführende Gesetz, welches von 

jungen Menschen eine unverant-
wortbare, weitreichende Lebens-
entscheidung fordert. Aus unserer 
Sicht brauchen wir andere In-
strumente bzw. ein ganzes Maß-
nahmenpaket, um junge (Zahn-)
Ärztinnen und (Zahn-)Ärzte aufs 
Land zu bringen. Dieses haben 
wir in unserem 7-Punkte-Papier 
zusammengefasst; es beinhaltet 
z. B. eine Steigerung der Attrakti-
vität der Allgemeinmedizin an den 
Universitäten, mehr Lenkung im 
Studium und in der Weiterbildung 
zum Facharzt für Allgemeinmedi-
zin, Schaffung von Anreizen für 
die Tätigkeit als (Zahn-)Ärztin oder 
(Zahn-)Arzt auf dem Land und an-
deres mehr.

Ja, die im 7-Punkte-Programm 
vorgeschlagenen Ansätze sind in 
vielen Punkten auch auf Zahn-
ärztinnen und Zahnärzte über-
tragbar. Beispielsweise denke 
ich hier an die Schaffung von An-
reizen für eine Tätigkeit auf dem 
Land oder von Möglichkeiten für 
in Teilzeit arbeitende Zahnärztin-
nen und Zahnärzte, den Umfang 
ihrer ärztlichen Tätigkeit zu erhö-
hen, durch z. B. den Ausbau von 
Kinderbetreuung und die Mög-
lichkeit, einen Ganztagsschulplatz 
zu erhalten. Weiterhin zeigen die 
Statistiken, dass es immer mehr 
Zahnmedizinstudentinnen gibt 
und dass viele Frauen – und auch 
Männer – eher ein Angestellten-

verhältnis wählen. Auf diesen 
Trend müssen wir reagieren, in-
dem Möglichkeiten auf dem Land 
(und in der Stadt) geschaffen wer-
den.

Neben den vulnerablen Patien-
tengruppen sehe ich in dieser 
Kammerperiode als zweites gro-
ßes Megathema unseren zahn-
ärztlichen Nachwuchs. Wir wer-
den eine Niederlassungsbera-
tung installieren in der Kammer 
und wir wollen, dass angehende 
Zahnmediziner ihre Famulatur in 
Praxen im ländlichen Raum ab-
leisten. Durch diese Steuerungs-
wirkung erreichen wir eher eine 
spätere Niederlassung auf dem 
Land. 

Ich denke auch, dass diese Len-
kung im Studium zielführender 
ist als die Landarztquote und 
eine Niederlassung im ländlichen 
Raum attraktiver macht. 

Ihre Ausführungen beim Lan-
deskongress Gesundheit zum 
Thema fremdinvestorengeführ-
te MVZ habe ich sehr begrüßt. 
2015 wurde die Gründung von 
arztgruppengleichen MVZ er-
möglicht. Was von der Politik 
positiv intendiert war, hat jedoch 
durch eine Lücke im Gesetz eine 
Kapitalanlagemöglichkeit für 
internationales Investorengeld 
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Gut gelaunt online. Coronabedingt führte LZK-Präsident Dr. Torsten Tomppert die 
Kammer Konversation mit Rainer Hinderer als Online-Konferenz. Der guten Stimmung 
tat dies keinen Abbruch.
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